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Gericht 

Asylgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

05.02.2009 

Geschäftszahl 

D9 264305-0/2008 

Spruch 

D9 264305-0/2008/11E 
 

BESCHLUSS 
 

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. Kanhäuser als Vorsitzenden und die Richterin Mag. Stark als 
Beisitzer im Beisein der Schriftführerin Gubitzer über die Beschwerde des S.K.G., geb. 00.00.1978, StA. 
Russische Föderation, vertreten durch Michael Genner, Asyl in Not, Währingerstraße 59/2/1, 1090 Wien, gegen 
den Bescheid des Bundesasylamtes vom 20. September 2005, FZ. 04 20.159-BAG, nach Durchführung einer 
mündlichen Verhandlung am 3. Februar 2009 beschlossen: 
 

Die Beschwerde wird gemäß § 66 Abs. 4 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 - AVG, BGBl. Nr. 51 
iVm § 61 Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100 in der Fassung BGBl. I Nr. 4/2008, und § 63 Abs. 5 
AVG, BGBl. Nr. 51/1991 in der Fassung BGBl. Nr. 471/1995, als unzulässig zurückgewiesen. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e : 
 

I. Der Beschwerdeführer reiste unter Umgehung der Grenzkontrolle in das Bundesgebiet und brachte am 2. 
Oktober 2004 bei der belangten Behörde einen Asylantrag ein. 
 

Am 11. Oktober 2004 langte - übermittelt im Wege des Telefax - eine Vollmacht für den im Spruch genannten 
gewillkürten Vertreter ein, welche insbesondere auch eine Zustellvollmacht beinhaltet (Verwaltungsakt der 
belangten Behörde, Seite 49). 
 

Mit gleichem Tag erging seitens der belangte Behörde eine Ladung zu einer niederschriftlichen Einvernahme am 
14. Oktober 2004, welche durch den Beschwerdeführer persönlich übernommen wurde (Verwaltungsakt der 
belangten Behörde, Seite 47). Eine Verständigung bzw. nachträgliche Ladung im Wege des gewählten 
gewillkürten Vertreters unterblieb. 
 

Weder im Rahmen der niederschriftlichen Einvernahme am 14. Oktober 2004 bzw. am 19. September 2005, zu 
welcher der Beschwerdeführer wiederum selbst geladen wurde, wurde der Beschwerdeführer hinsichtlich des im 
Verwaltungsakt aufliegenden Vollmachtsverhältnisses befragt (Verwaltungsakt der belangten Behörde, Seite 51 
bis 53 bzw. 131 bis 141). 
 

In Folge der niederschriftlichen Einvernahmen, im Rahmen derer der Beschwerdeführer zu seinen Fluchtgründen 
befragt wurde, wies die belangten Behörde mit Bescheid vom 20. September 2005, FZ. 04 20.159-BAG, unter 
Spruchpunkt I. den Asylantrag des Beschwerdeführers vom 2. Oktober 2004 gemäß § 7 Asylgesetz 1997, BGBl. 
I Nr. 76/1997 (AsylG) idgF, ab und erklärte die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des 
Beschwerdeführers nach "Rußland" gemäß § 8 Abs. 1 AsylG für zulässig (Spruchpunkt II.). Mit Spruchpunkt III. 
wurde der Beschwerdeführer gemäß § 8 Abs. 2 AsylG aus dem österreichischen Bundesgebiet nach "Rußland" 
ausgewiesen. 
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Es wurde verfügt, verfahrensgegenständlichen Bescheid dem Beschwerdeführer zuzustellen (Verwaltungsakt der 
belangten Behörde, Seite 187). Die eigenhändige Übernahme durch den Beschwerdeführer erfolgte am 22. 
September 2005 (Verwaltungsakt der belangten Behörde, Seite 189). 
 

Gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 20. September 2005, FZ. 04 20.159-BAG, erhob der 
Beschwerdeführer mittels Schriftsatz vom 23. September 2005, eingelangt bei der belangten Behörde am 28. 
September 2005, Berufung (nunmehr: Beschwerde). 
 

Mit 1. Juli 2008 wurde die ursprünglich zuständige Berufungsbehörde, der Unabhängige Bundesasylsenat 
aufgelöst, an seine Stelle trat der neu eingerichtete Asylgerichtshof. Nach der ersten Geschäftsverteilung des 
Asylgerichtshofes wurde gegenständliches Beschwerdeverfahren dem nunmehr zuständigen vorsitzenden 
Richter zugewiesen. 
 

Am 3. Februar 2009 fand zur Ermittlung des maßgeblichen Sachverhaltes eine öffentliche mündliche 
Verhandlung vor dem Asylgerichtshof statt, an welcher der Beschwerdeführer teilnahm. Die belangte Behörde 
wurde ordnungsgemäß geladen, blieb der Verhandlung jedoch unentschuldigt fern. 
 

II. Der Asylgerichtshof hat hinsichtlich der Zulässigkeit der Beschwerde erwogen: 
 

1. Rechtslage: 
 

1. 1. Der Asylgerichtshof hat gemäß Art. 151 Abs. 39 Z 4 des Bundes-Verfassungsgesetzes (B-VG), BGBl. Nr. 
1/1930 (WV) in der Fassung BGBl. I Nr. 2/2008, ab 1. Juli 2008 die beim Unabhängigen Bundesasylsenat 
anhängigen Verfahren weiterzuführen. 
 

Gemäß § 28 Abs. 1 Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG, BGBl. I Nr. 4/2008 tritt dieses Bundesgesetz mit 1. Juli 
2008 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Bundesgesetz über den unabhängigen Bundesasylsenat - UBASG, BGBl. I 
Nr. 77/1997, in der Fassung BGBl. I. Nr. 100/2005, außer Kraft. 
 

Gemäß § 22 Abs. 1 Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100 in Fassung BGBl. I Nr. 4/2008, ergehen 
Entscheidungen des Bundesasylamtes über Anträge auf internationalen Schutz in Bescheidform. Entscheidungen 
des Asylgerichtshofes in der Sache selbst ergehen in Form eines Erkenntnisses, alle anderen in Form eines 
Beschlusses. Die Entscheidungen des Bundesasylamtes und des Asylgerichtshofes haben den Spruch und die 
Rechtsmittelbelehrung auch in einer dem Asylwerber verständlichen Sprache zu enthalten. 
 

Der Asylgerichtshof entscheidet gemäß Art. 129c Bundes-Verfassungsgesetz - B-VG, BGBl. Nr. 1/1930, in der 
Fassung BGBl. I Nr. 2/2008, in Verbindung mit § 61 Abs. 1 AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100 in der Fassung BGBl. 
I Nr. 4/2008 in Senaten oder, soweit dies in Abs. 3 leg. cit. vorgesehen ist, durch Einzelrichter über 
 

1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und 
 

2. Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des Bundesasylamtes. 
 

Gemäß § 23 Abs. 1 Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG, BGBl. I Nr. 4/2008 in der Fassung BGBl. I Nr. 
147/2008, sind soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf 
das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
1991 - AVG, BGBl. Nr. 51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs 
"Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. Gemäß § 23 Abs. 2 AsylGHG, BGBl. I Nr. 4/2008 in der Fassung 
BGBl. I Nr. 147/2008, sind die Erkenntnisse im Namen der Republik zu verkünden und auszufertigen. 
 

Verfahrensgegenständliche Beschwerde wurde dem zur Entscheidung berufenen Senat mit 1. Juli 2008 in 
Anwendung des § 75 Abs. 7 Z 2 AsylG 2005 zugeteilt. Beratung und Beschlussfassung des zuständigen Senates 
erfolgten gemäß § 11 AsylGHG am heutigen Tag. 
 

1. 2. Gemäß § 73 Abs. 1 AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100, tritt dieses Bundesgesetz mit 1. Jänner 2006 in Kraft. 
Das Bundesgesetz über die Gewährung von Asyl (Asylgesetz 1997 - AsylG), BGBl. I Nr. 76, tritt mit Ausnahme 
des § 42 Abs. 1 mit Ablauf des 31. Dezember 2005 außer Kraft (§ 73 Abs. 2 AsylG 2005). 
 

Gemäß § 75 Abs. 1 AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100 in der Fassung BGBl. I Nr. 4/2008, sind alle am 31. Dezember 
2005 anhängigen Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu Ende zu führen. § 44 AsylG 
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1997 gilt. Die §§ 24, 26, 54 bis 57 und 60 dieses Bundesgesetzes sind auf diese Verfahren anzuwenden. § 27 ist 
auf diese Verfahren mit der Maßgabe anzuwenden, dass das Bundesasylamt oder der Asylgerichtshof zur 
Erlassung einer Ausweisung zuständig ist und der Sachverhalt, der zur Einleitung des Ausweisungsverfahrens 
führen würde, nach dem 31. Dezember 2005 verwirklicht wurde. § 57 Abs. 5 und 6 AsylG 2005 ist auf diese 
Verfahren mit der Maßgabe anzuwenden, dass nur Sachverhalte, die nach dem 31. Dezember 2005 verwirklicht 
wurden, zur Anwendung dieser Bestimmungen führen. 
 

Gemäß § 44 Abs. 1 Asylgesetz 1997, BGBl. I Nr. 76 in der Fassung BGBl. I Nr. 101/2003, werden Verfahren 
zur Entscheidung über Asylanträge und Asylerstreckungsanträge, die bis zum 30. April 2004 gestellt wurden, 
nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997, BGBl. I Nr. 76 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
126/2002, geführt. 
 

Gemäß § 44 Abs. 2 Asylgesetz 1997, BGBl. I Nr. 76 in der Fassung BGBl. I Nr. 101/2003, werden Asylanträge, 
die ab dem 1. Mai 2004 gestellt werden, nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997, BGBl. I Nr. 76 in der 
jeweils geltenden Fassung, geführt. 
 

Gegenständlicher Asylantrag wurde am 2. Oktober 2004 gestellt, weshalb dieses Beschwerdeverfahren nach den 
Bestimmungen des Asylgesetzes 1997, BGBl. I Nr. 76, in der Fassung BGBl. I Nr. 101/2003, zu führen ist. 
 

1. 3. Gemäß § 63 Abs. 5 1. Satz AVG, BGBl. Nr. 51/1991 in der Fassung BGBl. Nr. 471/1995, ist die Berufung 
von der Partei binnen zwei Wochen bei der Behörde einzubringen, die den Bescheid in erster Instanz erlassen 
hat. Nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes kann sich eine Berufung nur gegen einen 
Bescheid richten. Damit ein Bescheid rechtlich zustande kommt, muss er erlassen werden. 
 

2. Zur Zulässigkeit: 
 

Gemäß § 10 Abs. 2 AVG, BGBl. Nr. 51/1991, richten sich Inhalt und Umfang der Vertretungsbefugnis nach den 
Bestimmungen der Vollmacht; hierüber auftauchende Zweifel sind nach den Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts zu beurteilen. Die Behörde hat die Behebung etwaiger Mängel unter sinngemäßer Anwendung des § 13 
Abs. 3 AVG von Amts wegen zu veranlassen. 
 

Laut der dem Akt beiliegenden Vollmachtsurkunde, bevollmächtigte der Beschwerdeführer den im Spruch 
genannten gewillkürten Vertreter "mich in allen asyl-, paß[ss]-, aufenthalts- und fremdenrechtlichen 
Angelegenheiten vor allen österreichischen Behörde und auch außerhalb derselben zu vertreten, insbesondere 
sämtliche in diesen Angelegenheiten ergangenen Entscheidungen, Ladungen und Verfügungen für mich 
entgegenzunehmen und darauf zu antworten, ...." 

(Verwaltungsakt der belangten Behörde, Seite 49). 
 

Im Rahmen des erstinstanzlichen Verfahrens lag somit aktenkundig ab 11. Oktober 2004 ein 
Vollmachtsverhältnis einschließlich Zustellbevollmächtigung zwischen dem Beschwerdeführer und der im 
Spruch genannten gewillkürten Vertretung vor. Dessen ungeachtet, erging seitens der belangten Behörde 
einerseits ein verfahrensrechtlicher Ladungsbescheid und der Bescheid vom 20. September 2005 an den 
Beschwerdeführer selbst. 
 

Der Asylgerichtshof gelangte auf Grund des Akteninhaltes sowie der eingeholten Stellungnahme des 
Beschwerdeführers im Rahmen der mündliche Verhandlung am 3. Februar 2009 zu der Feststellung, dass der mit 
Urkunde vom 11. Oktober 2004 begründete Bevollmächtigungsvertrag, welcher auch eine 
Zustellbevollmächtigung inkludiert, mangels Auflösung im Innen- oder Außenverhältnis weiterhin aufrecht ist. 
Vorsitzender Richter: "Im Verwaltungsakt liegt eine Vollmacht (Seite 49) auf, mit welcher Sie Herrn G. 
persönlich auch als Zustellbevollmächtigten namhaft machten. Besteht diese Vollmacht noch oder wurde dieses 
Bevollmächtigungsverhältnis aufgelöst, wenn ja wann?" Beschwerdeführer: "Ich habe ihm in Traiskirchen die 
Papiere übergeben, ich kann mich erinnern. Er lebte in Wien und ich in Traiskirchen und man sagte mir, dass er 
mir helfen wird. Nein ich habe ihn danach nicht mehr gesehen. Ich habe aber beim ersten Mal ein oder zwei 
Formulare ausgefüllt. Ich selbst habe ihn nicht gesehen. Ich habe eine Vollmacht unterschrieben, das ist richtig. 
Nach der Unterschrift hatte ich keinen Kontakt mehr mit Herrn G.. Irgendwelche Beendigungsgespräche über 
die erteilte Vollmacht gab es in weiterer Folge nicht." (Niederschrift der mündlichen Verhandlung am 9. Februar 
2009, Seite 3) 
 

Gemäß § 21 AVG, BGBl. Nr. 51/1991 und § 1 Zustellgesetz - ZustG, BGBl. Nr. 200/1982 in der Fassung BGBl. 
I Nr. 10/2004, sind Zustellungen nach dem ZustG vorzunehmen. Gemäß § 5 ZustG, BGBl. Nr. 200/1982 in der 
Fassung BGBl. I Nr. 5/2008, hat die Behörde in geeigneter Form den Empfänger und dessen Identität möglichst 
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eindeutig zu bezeichnen. "Empfänger" ist die von der Behörde in der Zustellverfügung namentlich bezeichnete 
Person, in deren Verfügungsgewalt das zuzustellende Dokument gelangen soll (§ 2 Z 1 ZustG, BGBl. Nr. 
200/1982 in der Fassung BGBl. I Nr. 10/2004). Unterlaufen im Verfahren der Zustellung Mängel, so gilt gemäß 
§ 7 ZustG, BGBl. Nr. 200/1982 in der Fassung BGBl. I Nr. 5/2008, die Zustellung als in dem Zeitpunkt dennoch 
bewirkt, in dem das Dokument dem Empfänger tatsächlich zugekommen ist. Bezeichnet die Behörde eine 
falsche Person als "Empfänger", so ist dies daher ein Mangel, der nicht nach § 7 ZustG etwa dadurch heilen 
kann, dass das Dokument (Schriftstück) jener Person zukommt, die als Empfänger zu bezeichnen gewesen wäre 
(vgl. zB VwGH 18. 5. 1994, 93/09/0115; 27. 6. 1995, 94/04/0206; 22. 3. 2001, 97/03/0201, jeweils mwN). 
 

Bezeichnet also die Behörde fälschlich nicht den seitens des Asylwerbers bevollmächtigten Vertreter, sondern 
diese Person selbst als Empfänger eines Schriftstücks (Dokuments), so liegt ein Mangel des Zustellvorgangs vor, 
der nicht geheilt werden kann. 
 

Voraussetzung für das rechtliche Zustandekommen eines Bescheides ist dessen Erlassung. Erlassen wird ein 
schriftlicher Bescheid durch rechtswirksame Zustellung oder durch Ausfolgung (§ 24 des ZustG; vgl. zB VwGH 
18. 5. 1994, 93/09/0115). Ist der erstbehördliche Bescheid nicht rechtswirksam erlassen worden, so ist es der 
Berufungsbehörde verwehrt, meritorisch über die Berufung abzusprechen. Ihre Zuständigkeit reicht in solchen 
Fällen nur so weit, das Rechtsmittel wegen Unzulässigkeit mangels tauglichen Anfechtungsgegenstandes 
zurückzuweisen (vgl. VwGH 9. 3. 1982, 81/07/0212; 30. 5. 2006, 2005/12/0098). 
 

Das Bundesasylamt hat seine Zustellverfügung in der Form getroffen, dass es in der Zustellverfügung den 
Beschwerdeführer als Adressat angab. Dementsprechend wurde die Sendung auch an den Beschwerdeführer 
persönlich adressiert und zugestellt. Auf Grund des aufrechten Vollmachtsverhältnisses gemäß § 10 AVG wäre, 
nach neuerlicher Ladung zwecks Einvernahme, der in der Sache ergangene Bescheid dem nach wie vor 
Bevollmächtigten und nicht dem Vollmachtgeber zuzustellen gewesen. 
 

Der Bescheid des Bundesasylamtes vom 20. September 2005, FZ. 04 20.159-BAG, ist daher nicht 
rechtswirksam erlassen worden. 
 

Die Beschwerde richtet sich, da der genannte Bescheid nicht rechtswirksam erlassen worden ist, gegen eine 
Erledigung, die kein tauglicher Anfechtungsgegenstand für eine Beschwerde ist, und ist sohin als unzulässig 
zurückzuweisen. Für eine meritorische Entscheidung - etwa auf Grundlage des in der Beschwerde behaupteten 
Vorbringens - fehlt dem Asylgerichtshof die Zuständigkeit (vgl. VwGH 22. 1. 2003, 2000/08/0048). 
 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 


